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B e k a n n t g a b e   

 
an den  

 
 

Au s s c h us s  für  ö f fe nt l i c he  S ic he rh e i t  u nd  Or dn un g 
 

 
 
Plakatierung anlässlich von Wahlen; 
Möglichkeiten eines innerstädtischen Plakatierungsverbotes im Rahmen einer 
Satzung 
 
 
In der Sitzung des Verwaltungsausschusses am 14.01.2010 ist vom Ratsmitglied Strümpel 
angeregt worden, im zuständigen Fachausschuss für zukünftige Wahlen über Möglichkeiten 
der Verhinderung von Innenstadtplakatierungen zu diskutieren und ggf. satzungsmäßige 
Verbote zu erlassen. Hintergrund der Anregung ist sein Unmut darüber, dass sich kleinere 
Parteien leider nicht an bisherige Absprachen auf freiwilliger Basis halten würden. 
 
Diese Anregung wurde aufgegriffen und die verwaltungsseitige Rechtsauffassung dem ASO 
am 06.05.2010 durch eine schriftliche Bekanntgabe (B 23/2010) dargelegt. Tenor der 
Bekanntgabe war die Aussage, dass es nach einem Runderlass des MW vom 19.02.2009, 
der sich ausschließlich mit Lautsprecher– und Plakatwerbung anlässlich von Wahlen 
beschäftigt (s. Anlage 1), unzulässig ist, „Plakatwerbung überhaupt zu untersagen oder 
örtlich oder zeitlich in einer Weise einzuschränken, die der Ausübung des insoweit 
bedeutungsvollen Grundrechts der freien Meinungsäußerung entgegensteht“. Insofern wurde 
im Ergebnis keine Möglichkeit gesehen, ein verbindliches Plakatierungsverbot 
(ausschließlich) anlässlich von Wahlen durchzusetzen.  
 
Diese Aussage ist in der Sitzung von Herrn Alder angezweifelt worden. Nach seiner 
Rechtsauffassung lässt die Rechtsprechung auch für die Plakatierung anlässlich von Wahlen 
(in gewissem Umfang) durchaus Beschränkungen zu. Er bittet daher um nochmalige Prüfung 
und Behandlung im nächsten ASO. 
 
Die Verwaltung geht hier mit Herrn Alder durchaus konform; etwas Gegenteiliges ergibt sich 
aus der genannten Bekanntgabe auch nicht. Natürlich sind Beschränkungen der 
(Wahl-)Plakatierung möglich, sie dürfen faktisch nur nicht zu einem Verbot und damit zu 
einer Grundrechtseinschränkung führen. Allerdings ist für die Verwaltung derzeit keine 
Begründung ersichtlich, um ausschließlich Parteienwerbung zu reglementieren. Hier müsste 
im Rahmen der Gleichbehandlung auf eine Beschränkung sämtlicher Plakatwerbung 
abgestellt werden  
 
Ansatzpunkt hierfür könnte der Schutz vor gravierenden optischen Beeinträchtigungen 
unseres  historischen Innenstadtbereiches sein. Insofern könnten im Rahmen der städt. 
Sondernutzungssatzung oder auch der SOV Bestimmungen verankert werden, die eine 
Plakatwerbung jeglicher Art in einem räumlich noch zu bestimmenden Gebiet (maximal  
dürfte hier der Geltungsbereich der sog. „Gestaltungssatzung Altstadt“ in Frage kommen; 
das ist im Prinzip der Bereich innerhalb der Wälle; s. Anlage 2) von der Anzahl her  
beschränkt  (beispielsweise pro Antragsteller/Partei und  Veranstaltung/Wahl  außerhalb  der 
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städt. Plakatanschlagtafeln höchstens 10 Plakate). Ein gänzliches Verbot - möglicherweise 
sogar in einem noch weiträumigeren Gebiet - dürfte dagegen, wie oben erläutert, rechtlich 
nicht haltbar sein. Im Übrigen gelten natürlich weiterhin die Vorgaben des angeführten und 
regelmäßig vom MI aktualisierten “Wahlerlasses“ (z. B. in zeitlicher Hinsicht). 
 
Um Kenntnisnahme und ggf. Benennung bzw. politische Diskussion über das weitere 
Vorgehen wird gebeten.  
 
In Vertretung 
 
 
gez. Junglas 
 
 
(Junglas) 
 
 
Anlagen 








